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An unsere Mandanten  

Baden-Baden, den 24.06.2020 

BP/MP/ik 

Mandantenrundschreiben 
Informationen zu Hilfen in der Corona-Krise (IV) 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

in unserem dritten Mandantenrundschreiben hatten wir Sie über die Integration des Corona-

Soforthilfeprogramms des Bundes in das Soforthilfeprogramm des Landes Baden-Württemberg informiert und 
Ihnen Details zur Antragsabwicklung vorgestellt. Dieses Schreiben umfasst zum einen weitere Änderungen zu 

Coronahilfen für Unternehmen und Selbständige, die seit unserem letzten Mandantenrundschreiben von der 

Bundesregierung beschlossen wurden, und zum anderen das am 03.06.2020 durch die Koalition vorgelegte 
Konjunktur- und Krisenbewältigungspaket zur Unterstützung der konjunkturellen Erholung. Letzteres besteht 

aus 57 Einzelmaßnahmen zur Stärkung der Konjunktur, Abfederung der wirtschaftlichen und sozialen Härten, 

Unterstützung der Länder, Kommunen, junger Menschen und Familien und Förderung von Zukunfts-
investitionen. Wir haben für Sie die wichtigsten Maßnahmen in diesem Schreiben thematisiert. 

 

 
Befristete Senkung der Umsatzsteuer 
 
Zur Stärkung der Kaufkraft wird befristet vom 01.07.2020 bis zum 31.12.2020 der allgemeine Umsatz-
steuersatz von 19 % auf 16 % und der ermäßigte Umsatzsteuersatz von 7 % auf 5 % gesenkt. Für die 

Anwendung des richtigen Umsatzsteuersatzes kommt es im Einzelfall auf den Zeitpunkt der Lieferung/ 

Leistung/Teilleistung/Anzahlung an. Somit ist bei der Bestimmung des Leistungszeitpunkts weder der Tag der 
Rechnungstellung, noch der Tag der Zahlung für die Bemessung des USt-Satzes maßgeblich. 

 

Lieferungen sind nach § 3 Abs. 1 UStG i.V.m. Abschnitt 3.1. Abs. 1 UStAE dann erbracht, wenn der Lieferer 
dem Leistungsempfänger die Verfügungsmacht am Gegenstand der Lieferung verschafft wurde. Sonstige 
Leistungen, insbesondere auch Werkleistungen, sind gemä? Abschn. 13.1 Abs. 3 UStAE grundsätzlich 

im Zeitpunkt ihrer Vollendung ausgeführt. Bei Bauleistungen ist der relevante Leistungszeitpunkt (für die 
gesamte Bauleistung) der Zeitpunkt der Abnahme. 
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Bei Dauerleistungen (z.B. Vermietung oder Leasing) ist jeder Kalendermonat als abgegrenzte Einzel-

leistung/Teilleistung anzusehen. 

 
Bitte achten Sie darauf, dass Sie in Ihren Ausgangsrechnungen den zutreffenden Steuersatz und 

Steuerbetrag ausweisen. Sollten Sie unzutreffend in Ihren Ausgangsrechnungen einen zu hohen Steuersatz 

ausweisen (z.B. an Stelle der ab 01.07.2020 zutreffenden 16 % fälschlicherweise die vor dem 01.07.2020 

geltenden 19 %), dann müsse Sie aufgrund des fehlerhaften bzw. zu hohen Steuerausweises in der 

Ausgangsrechnung diese trotzdem in voller Höhe an den Fiskus abführen. Der Leistungsempfänger ist jedoch 

lediglich in Höhe der gesetzlichen Umsatzsteuer (im Beispiel mit 16 %) vorsteuerabzugsberechtigt. Die 
unberechtigt ausgewiesene USt-Differenz von 3 % kann er nicht als Vorsteuer geltend machen (obwohl diese 

in der Rechnung gesondert ausgewiesen ist). Für diese fehlerhaften Rechnungen mit dem zu hohen USt-

Ausweis ist allerdings eine Berichtigung möglich.  
 

Gleiches gilt für Sie als Empfänger einer Leistung. Daher sollten Sie bei allen Eingangsrechnungen darauf 

achten, dass für zwischen dem 01.07.2020 und dem 31.12.2020 ausgeführte Leistungen nicht der alte 
Steuersatz mit 19 % oder 7 % in Rechnung gestellt wird, sondern nur 16 % bzw. 5 %. Sollte der Ausweis zu 

hoch sein, verlangen Sie – möglichst vor Begleichung – eine berichtigte Rechnung. 

 
Verträge, die als Dauerrechnungen ausgestaltet sind und in denen deshalb ein konkreter Steuersatz und 

ein konkreter Steuerbetrag (z.B. Mietverträge, Leasingverträge) ausgewiesen sind, müssen für den Zeitraum 

vom 01.07.-31.12.2020 geändert werden. Bezüglich eines derartigen Mietvertrages haben wir Ihnen eine 
Mustervereinbarung beigefügt, welche Sie auf Ihre konkreten Verträge anpassen können. 

 

Auf Anzahlungen, die bis zum 30.06.2029 vereinnahmt werden, wie z.B. bei Anzahlungen, sind zunächst die 
bisher gültigen Steuersätze mit 19 % bzw. 7 % anzuwenden. Später muss dann anlässlich der Erstellung der 

Schlussrechnung auf den abgesenkten Steuersatz mit 16 % bzw. 5 % korrigiert werden, wenn die Leistung 

innerhalb des Zeitraums 01.07.2020 bis 31.12.2020 (z.B. Abnahme in diesem Zeitraum) erbracht wurde. 
 

Sicherlich wird die befristete Absenkung der Umsatzsteuer dazu führen, dass Sie in Ihren Systemen, Verträgen 

und Abrechnungen umfangreiche Anpassungen vornehmen müssen. Sie sollten daher zeitnah überprüft, 
welche Änderungen durchgeführt werden müssen. Das Finanzministerium hat zu einzelnen Fragestellungen 

ein hilfreiches BMF-Schreiben entworfen. Auch der Entwurf kann Ihnen bereits zu vielen Fragen weiterhelfen, 

so dass wir Ihnen diesen daher anfügen. Gerne helfen wir Ihnen jedoch auch individuell weiter. 
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Herabsetzung der Steuervorauszahlungen / Erweiterung des Verlustrücktrags 
 

Wenn Sie von der Corona-Krise unmittelbar und nicht unerheblich negativ betroffen sind, können Sie die 
Herabsetzung festgesetzter Vorauszahlungen für 2020 bis auf null Euro beantragen. Bereits entrichtete 

Vorauszahlungen 2020 werden auf Antrag zurückerstattet. 

 

Einkommensteuer- oder körperschaftsteuerpflichtige Personen, die Gewinneinkünfte oder Einkünfte aus 

Vermietung und Verpachtung haben, können zusätzlich einen pauschal ermittelten Verlustrücktrag nach 2019 

beantragen, um zusätzliche Liquidität zu erhalten, wenn Sie aufgrund der Corona-Krise in 2020 voraussichtlich 
einen Verlust erwirtschaften werden. Der pauschal ermittelte Verlustrücktrag beträgt 15 % der Summe der für 

die Festsetzung der Vorauszahlungen 2019 zugrunde gelegten Gewinneinkünfte und/oder Einkünfte aus 

Vermietung und Verpachtung.  
 

Da bei der Veranlagung für 2019, welche in der Regel in 2020 durchgeführt wird, nicht feststeht, wie hoch 

tatsächlich der Verlustrücktrag aus 2020 ausfallen wird, wird der pauschal ermittelte Verlustrücktrag 
berücksichtigt und die entsprechende Steuer 2019 bis zur Veranlagung 2020 zinslos gestundet. Im Rahmen 

der Veranlagung 2020 – voraussichtlich in 2021 - wird dann berechnet, wie hoch der tatsächliche 

Verlustrücktrag ausfällt. Ist dieser geringer als der pauschal ermittelte Verlustrücktrag oder entfällt ganz, ist 
der für 2019 gestundete Betrag binnen eines Monats ohne Stundungszinsen an das Finanzamt zurück zu 

zahlen. 

 
Für die Steuererstattungen aufgrund des pauschalen Verlustrücktrags gelten derzeit Obergrenzen von 150.000 

bzw. 300.000 Euro (bei Zusammenveranlagung). Zusätzlich ist durch das neue Konjunkturpaket geplant, den 

steuerlichen Verlustrücktrag für die Jahre 2020 und 2021 auf maximal 5 Mio. Euro bzw. 10 Mio. Euro (bei 
Zusammenveranlagung) zu erweitert und die Möglichkeit für die Bildung einer steuerlichen Corona-Rücklage 

in 2019 zu schaffen, die dann wahrscheinlich über die oben beschriebenen bisherigen Möglichkeiten hinaus 

gehen wird. Einzelheiten sind allerdings derzeit noch nicht bekannt. 
 

 
Überbrückungshilfe für Unternehmen 
 

Mit dem Ziel zur Sicherung der wirtschaftlichen Existenz wird als Fortsetzung der Soforthilfepakete ein 

Programm für weitere nicht zurückzahlbare Überbrückungshilfen (Zuschüsse) aufgelegt. Kleine und 

mittelständische Unternehmen, Soloselbständige und Freiberufler, die durch die Corona-Krise an erheblichen 

Umsatzausfällen leiden, kommen als Antragsberechtigte in Frage. Dauerhaft wirtschaftlich am Markt tätige 

gemeinnützige Unternehmen und Organisationen sind ebenfalls antragsberechtigt. Um von der Hilfe profitieren 
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zu können, müssen Unternehmen für die Monate April und Mai 2020 zusammengenommen einen 

Umsatzrückgang von mindestens 60 % gegenüber den Monaten April und Mai 2019 aufweisen und die 

Umsatzrückgänge müssen in den Monaten Juni bis August 2020 um mindestens 50 % fortdauern. Das 
antragstellende Unternehmen darf sich zum 31.12.2019 zudem nicht in Schwierigkeiten befunden haben. 

Bereits in Anspruch genommene Soforthilfen des Bundes oder der Länder schließen die Überbrückungshilfe 

nicht aus, werden jedoch bei Überschneidungen angerechnet. Bei Beendigung oder Auflösung des 

Unternehmens vor September 2020 sind die Zuschüsse zurückzuzahlen. Die Antragsfristen enden spätestens 

am 31.08.2020 und die Auszahlungsfristen am 30.11.2020.  

 
Das Förderprogramm umfasst fortlaufende, im Förderzeitraum anfallende und nicht einseitig veränderbare 

Fixkosten für maximal drei Monate. Lebenshaltungskosten oder Unternehmerlohn sind nicht förderfähig. Die 

Höhe der Förderung orientiert sich am Umsatzrückgang. Erstattet werden 
 

• 80 % der fixen Betriebskosten bei einem Umsatzrückgang von mehr als 70 %  

• 50 % der fixen Betriebskosten bei einem Umsatzrückgang zwischen 50 % und 70 % 
• 40 % der fixen Betriebskosten bei einem Umsatzrückgang zwischen 40 % und unter 50 % 

 

gegenüber dem Vorjahresmonat. Bei einem Umsatzrückgang von weniger als 40 % wird der Zuschuss nur 
anteilig gewährt. Die maximale Förderhöhe beträgt 150.000 Euro für drei Monate, wobei ohne begründete 

Ausnahmefälle Unternehmen mit bis zu fünf Beschäftigten höchsten 9.000 Euro und Unternehmen mit bis zu 

zehn Beschäftigten höchstens 15.000 Euro für drei Monate erhalten können. Als Beschäftigtenzahl wird die 
Zahl der Mitarbeiter in Vollzeitäquivalenten zum Stichtag 29.02.2020 zugrunde gelegt, wobei verbundene 

Unternehmen zusammengefasst werden. Die Bestimmung der erstattungsfähigen Fixkosten und der 

nachträgliche Nachweis des Umsatzeinbruchs sind mit Hilfe eines Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers 
durchzuführen. Gerne können Sie uns diesbezüglich ansprechen. Bitte beachten Sie, dass Antragsformulare 

zwischen Bund und Ländern erarbeitet werden und eine Antragstellung in Baden-Württemberg derzeit noch 

nicht möglich ist. Die neuesten Informationen über die Antragsstellung können Sie auf der Internetseite des 
Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg verfolgen (Link: https://wm.baden-

wuerttemberg.de/de/service/foerderprogramme-und-aufrufe/liste-foerderprogramme/ueberbrueckungshilfe-

corona/). 
 

 
Erhöhung des Kurzarbeitergeldes 
 
Ab Mai 2020 erfolgt eine gestaffelte Erhöhung des Kurzarbeitergeldes für inanspruchnehmende 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die einen Arbeitsausfall von mindestens 50 Prozent haben. So soll bis 

https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/service/foerderprogramme-und-aufrufe/liste-foerderprogramme/ueberbrueckungshilfe-corona/
https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/service/foerderprogramme-und-aufrufe/liste-foerderprogramme/ueberbrueckungshilfe-corona/
https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/service/foerderprogramme-und-aufrufe/liste-foerderprogramme/ueberbrueckungshilfe-corona/
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maximal Ende 2020 die Höhe des Kurzarbeitergeldes ab dem 4. Monat des Bezugs auf 70 bzw. 77 Prozent für 

Haushalte mit Kindern und ab dem 7. Monat des Bezugs auf 80 bzw. 87 Prozent für Haushalte mit Kindern 

steigen. 
 

 
Förderungen für Auszubildende und Ausbildungsbetriebe 
 
Aufgrund der Corona-Krise soll im Rahmen der „Allianz für Aus- und Weiterbildung“ der Ausbildungsmarkt 

durch Prämien stabilisiert werden. Dabei werden kleine und mittelständische Unternehmen, die ihr 
Ausbildungsplatzangebot 2020 im Vergleich zu den drei Vorjahren nicht verringern, für jeden neu 

abgeschlossenen Ausbildungsvertrag einmalig mit 2.000 Euro gefördert. Unternehmen, die ihr Angebot an 

Ausbildungsplätzen sogar erweitern, werden für jeden zusätzlich abgeschlossenen Ausbildungsvertrag mit 
3.000 Euro gefördert. Die Prämien werden am Ende der Probezeit ausgezahlt. Zusätzlich sollen Betriebe, die 

im Jahr 2020 Auszubildende aus insolventen Unternehmen übernehmen, eine Übernahmeprämie von 3.000 

Euro je Auszubildendem erhalten.  
 

 
Steuer- und beitragsfreie Beihilfen und Unterstützungen 
 
Zur Abmilderung der zusätzlichen Belastungen durch die Corona-Krise hat die Bundesregierung beschlossen, 

insbesondere für überdurchschnittlich geforderte Arbeitnehmer wie z.B. in Krankenhäusern oder in 
Lebensmittelläden, Sonderzahlungen bis zu 1.500 € steuer- und beitragsfrei zu stellen. Da hierfür 

steuerrechtlich nicht nach Berufen getrennt werden kann, gilt die Steuer- und Beitragsfreiheit für alle 

Berufsgruppen unabhängig von der Tätigkeitsbranche. Allerdings gelten bestimmte Voraussetzungen. Die 
Zulagen müssen zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gezahlt werden und zwischen dem 

01.03.2020 und 31.12.2020 dem Arbeitnehmer zufließen. Neben Sonderzahlungen sind sämtliche Formen von 

Beihilfen oder Unterstützungen möglich. Die Steuerfreiheit gilt unabhängig vom Beschäftigungsumfang für alle 
Arbeitnehmer. Selbstverständlich müssen alle steuerfreien Zuwendungen im Lohnkonto des Unternehmers 

aufgezeichnet werden, um gegebenenfalls in Zukunft geprüft werden zu können. 

 
 
Bundesweite Coronaprämie für Pflegekräfte  
 

Die Bundesregierung will „zum Zweck der Wertschätzung für die besonderen Anforderungen“ die 
außergewöhnlichen Leistungen vieler Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Pflegebranche in den letzten 

Wochen honorieren. Deshalb wurde am 14.05.2020 die sogenannte „Corona-Prämie“ für Pflegekräfte durch 



Seite 6 von 6 

den Bundestag beschlossen. Die vom Bund beschlossene Höhe der Prämie beträgt für Vollzeitbeschäftigte 

1.000 Euro, wobei die meisten Länder, darunter auch Baden-Württemberg, diese um 500 Euro aufstocken. 

Für Auszubildende beträgt die Prämie 600 Euro. Alle Beschäftigten, die im Bemessungszeitraum vom 
01.03.2020 bis 31.10.2020 für mindestens drei Monate in einer Pflegeeinrichtung tätig waren, haben Anspruch 

auf die Corona-Prämie. Ein Anrecht auf einen vollen Bonus haben gesetzlich alle Pflegefachkräfte, Pflegehelfer 

oder Betreuungskräfte, die direkte Pflege oder Betreuungsleistungen nach dem elften Sozialgesetzbuch bzw. 

nach dem fünften Buch im ambulanten Bereich Leistungen der Pflege oder Betreuung direkt am 

Pflegebedürftigen erbringen. Beschäftigte, die teilweise Betreuungsaufgaben erfüllen, werden mit 667 Euro 

und andere Beschäftigte in zugelassenen Pflegeeinrichtungen mit 334 Euro honoriert. Teilzeitbeschäftigte 
werden gestaffelt nach der wöchentlichen Arbeitszeit ausbezahlt. Auch Beschäftigte, die im Rahmen einer 

Arbeitnehmerüberlassung beschäftigt sind, profitieren vom Coronabonus. Die Prämien werden über die 

Arbeitgeber ausbezahlt, die wiederum hierfür Vorauszahlungen von der jeweils zuständigen Pflegekasse je 
nach Meldedatum spätestens zum 31.07.2020 oder 15.12.2020 erhalten. Hierfür muss der Arbeitgeber 

schriftlich den benötigten Betrag für die Prämienauszahlungen melden, wobei das Muster des Spitzenverband 

Bund der Krankenkassen zu benutzen ist (Link: https://www.gkvspitzenverband.de/pflegeversicherung/ 
richtlinien_vereinbarungen_formulare/richtlinien_vereinbarungen_formulare.jsp). 

 

 
 

Bitte beachten Sie, dass ein Mandantenrundschreiben lediglich der allgemeinen Information dient und Ihre 

individuelle Situation nicht oder nicht vollständig berücksichtigen kann. Außerdem haben wir nur die aus 
unserer Sicht wichtigsten Fördermaßnahmen angeführt. Bitte wenden Sie sich daher bei Detailfragen jederzeit 

gerne persönlich an uns. 

 
Mit freundlichen Grüßen 

Wissler & Protzen 

 

 
 
Barbara Protzen    Matthias Protzen 

Wirtschaftsprüferin   Wirtschaftsprüfer 

Steuerberaterin    Fachanwalt für Steuerrecht 

Rechtsanwältin    Rechtsanwalt 

 

 
 

https://www.gkvspitzenverband.de/pflegeversicherung/richtlinien_vereinbarungen_formulare/richtlinien_vereinbarungen_formulare.jsp
https://www.gkvspitzenverband.de/pflegeversicherung/richtlinien_vereinbarungen_formulare/richtlinien_vereinbarungen_formulare.jsp
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ERGÄNZUNG ZUM 
GEWERBERAUM-MIETVERTRAG 

(Dauerrechnung Nr. X/JJJJ) 

 

Herr / Frau / Die (Gesellschaft) 

________________________________________________________________________________________, 

Steuernummer / USt-ID-Nr. ___________________, 

- nachstehend "Vermieter“ genannt - 

und Herr / Frau / die (Gesellschaft) 

________________________________________________________________________________________, 

Steuernummer / USt-ID-Nr. ___________________,  

- nachstehend "Mieter“ genannt - 

 

vereinbaren, den Gewerberaum-Mietvertrag (Dauerrechnung Nr. X/JJJJ) vom ______________ in § X Abs. Y 

für den Zeitraum vom 01.07.2020 bis 31.12.2020 wie folgt zu ändern: 

z.B.: 

Die monatliche Miete für beide Einheiten beträgt: 

Kaltmiete 1.000,00 €   

zuzüglich Nebenkostenvorauszahlung 400,00 €     

1.400,00 €   

zuzüglich gesetzlicher Umsatzsteuer 

(vorübergehend 16%) 224,00 €     

1.624,00 €   
 

 

___________, den   ____________, den  

   

   

   

 


